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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Verlängerung der Steuererklärungsfristen und weiterer damit 
zusammenhängender Fristen und Termine für die Besteuerungszeiträume 
2020 bis 2024 durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 24. Juni 2022 ein 
Anwendungsschreiben zur Verlängerung der Steuererklärungsfristen und weiterer 
damit zusammenhängender Fristen und Termine für die Besteuerungszeiträume 
2020 bis 2024 durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Die Steuerpflichtigen und die sie beratenden Angehörigen der steuerberatenden 
Berufe sind durch die andauernde Corona-Pandemie und die Auswirkungen der 
Ukraine-Krise weiterhin stark belastet. Des Weiteren ist im Kalenderjahr 2022 mit 
erheblichen Zusatzarbeiten im Zusammenhang mit der Grundsteuerreform 
sowohl auf Seiten der Steuerpflichtigen als auch der Finanzverwaltung zu 
rechnen.  

Aus diesem Grund wurden die Erklärungsfristen des § 149 der Abgabenordnung 
(AO) und die damit zusammenhängenden Fristen und Termine (§ 109 Absatz 2, § 
149 Absatz 4, § 152 Absatz 2 und § 233a Absatz 2 AO) durch das Vierte Gesetz 
zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Viertes Corona-Steuerhilfegesetz) vom 22. Juni 2022, BGBl I S. 911, f den 
Besteuerungszeitraum 2020 erneut verlängert.  

Ferner wurden auch für die Besteuerungszeiträume 2021 bis 2024 vergleichbare 
Regelungen getroffen, durch die die gesetzlichen Fristverlängerungen 
(spätestens) bis zum Besteuerungszeitraum 2025 wieder abgebaut werden. 

Das Schreiben geht dabei auf folgende Punkte ein: 

I. Anwendungsregelung  

II. Verlängerung der Fristen zur Abgabe der Steuer- und Feststellungserklärungen 
1. Nicht beratene Fälle (§ 149 Absatz 2 AO) 
2. Beratene Fälle (§ 149 Absatz 3 AO)  

III. Vorzeitige Anforderung von Erklärungen (§ 149 Absatz 4 AO)  

IV. Festsetzung von Verspätungszuschlägen (§ 152 AO)  

V. Verlängerung der zinsfreien Karenzzeiten (§ 233a Absatz 2 Satz 1 und 2 AO) 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 23. Juni 2022, IV A 3 - S 0261/20/10001 :018. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-06-23-verlaengerung-der-steuererklaerungsfristen-und-weiterer-damit-zusammenhaengender-fristen-und-termine-fuer-die-besteuerungszeitraeume-2020-bis-2024-durch-das-4-corona-steuerhilfegesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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BMF: Einführungsschreiben zur Umsatzsteuerbefreiung für die Verwaltung 
von Wagniskapitalfonds 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 27. Juni 2022 ein 
Einführungsschreiben zur Umsatzsteuerbefreiung für die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds nach § 4 Nummer 8 Buchstabe h Umsatzsteuergesetz 
(UStG) veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland und zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1160 zur Änderung der Richtlinien 
2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick auf den grenzüberschreitenden Vertrieb 
von Organismen für gemeinsame Anlagen (Fondsstandortgesetz - FoStoG) vom 
03. Juni 2021 (BGBl I S. 1498) wurde in Artikel 4 eine Umsatzsteuerbefreiung für 
die Verwaltung von Wagniskapitalfonds aufgenommen. 
 
Unionsrechtliche Grundlage der Steuerbefreiung für die Verwaltungsleistungen 
von Sondervermögen ist Art. 135 Abs. 1 Buchstabe g der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(MwStSystRL). Hiernach befreien die Mitgliedstaaten die Verwaltung von durch 
die Mitgliedstaaten als solche definierten Sondervermögen. 
 
Der Umfang der Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG 
erstreckt sich nach bisheriger nationaler Rechtslage auf die Verwaltung von 
Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) i. S. des § 1 Abs. 
2 des Kapitalanlagegesetzbuchs und die Verwaltung von mit diesen 
vergleichbaren Alternativen Investmentfonds (AIF) i. S. des § 1 Abs. 3 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs. 
 
Aufgrund der Zielsetzung des Fondsstandortgesetzes, den Fondsstandort 
Deutschland auch durch steuerliche Maßnahmen zu stärken und insbesondere 
junge Wachstumsunternehmen (Startup-Unternehmen) mit wettbewerbsfähigen 
Finanzierungsmöglichkeiten über Wagniskapitalbeteiligungen zu fördern, ist die 
Umsatzsteuerbefreiung in § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG punktuell erweitert worden. 
Es muss daher zwischen der neu eingeführten umsatzsteuerfreien Verwaltung 
von Wagniskapitalfonds und der weiterhin umsatzsteuerpflichtigen Verwaltung 
von anderen Fonds, die kein Wagniskapital investieren, unterschieden werden, 
soweit diese nicht nach § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG befreit ist. 

Inhalt: 

Das BMF-Schreiben ändert den Abschnitt 4.8.13 UStAE und fügt insbesondere 
den neuen Absatz 10 ein. 

Anwendung: 

Die Grundsätze des Schreibens sind auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 30. 
Juni 2021 ausgeführt werden. Für bis zum 30. Juni 2022 getätigte Umsätze, die 
nach den bisherigen Regelungen steuerpflichtig waren, wird es, auch für Zwecke 
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des Vorsteuerabzugs, nicht beanstandet, wenn diese von den Beteiligten 
übereinstimmend weiterhin als steuerpflichtig behandelt werden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 24. Juni 2022, III C 3 -S 7160-h/20/10003 :026.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-06-24-einfuehrungsschreiben-zur-umsatzsteuerbefreiung-fuer-die-verwaltung-von-wagniskapitalfonds.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 30. Juni 2022 

 
 
Für die Dokumentation der Zuordnung (grundlegend BFH-Urteil 
vom 07.07.2011 - V R 42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76) ist 
keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. 
Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist nach außen hin objektiv 
erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, können diese 
der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt 
werden. Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in dem eine 
Photovoltaikanlage erworben wurde, ein Vertrag mit dem Recht 
zum Weiterverkauf des gesamten von der Anlage erzeugten 
Stroms zuzüglich Umsatzsteuer abgeschlossen wurde, ist ein Indiz 
dafür, dass der Steuerpflichtige die Photovoltaikanlage dem 
Unternehmen voll zugeordnet hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
Hat der Steuerpflichtige steuerfreie ausländische 
Betriebsstätteneinkünfte erklärt und sich während der 
Außenprüfung weiterhin auf die Existenz einer ausländischen 
Betriebsstätte berufen, steht der Festsetzung eines Zuschlags 
nach § 162 Abs. 4 AO aufgrund Unterlassens der Vorlage der 
angeforderten Verrechnungspreisdokumentation nicht entgegen, 
dass die Außenprüfung zu dem Ergebnis gekommen ist, die 
Existenz der Betriebsstätte sei weder belegt noch glaubhaft 
nachgewiesen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Für die Dokumentation der Zuordnung (grundlegend BFH-Urteil 
vom 07.07.2011 - V R 42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76) ist 
keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. 
Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist nach außen hin objektiv 
erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, können diese 
der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt 
werden. Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann bei 
Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in 
Bauantragsunterlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch 
weitere objektive Anhaltspunkte untermauert wird. So ist es z.B. 
dann, wenn der Unternehmer für seinen Gerüstbaubetrieb einen 
Büroraum benötigt, er bereits in der Vergangenheit kein externes 
Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für sein Unternehmen 
verwendet hat, und er beabsichtigt, dies in dem von ihm neu 
errichteten Gebäude so beizubehalten. 
 
Zum Urteil 

Urteil XI R 29/21 (XI R 
7/19): Erwerb einer 
gemischt genutzten 
Photovoltaikanlage; 
volle Zuordnung zum 
Unternehmen durch 
Abschluss eines 
Einspeisevertrags 
 
 
 
04. Mai 2022 
 

Beschluss I B 55, 
56/21 (AdV): Zuschlag 
nach § 162 Abs. 4 AO 
bei Nichtexistenz 
einer Betriebsstätte 
 
 
 
 
 
 
15. Februar 2022 
 

 

 
Urteil XI R 28/21 (XI R 
3/19): Zuordnung 
eines in Bauplänen 
mit "Arbeiten" 
bezeichneten Zimmers 
zum Unternehmen - 
Teilweise inhalts-
gleich mit BFH-Urteil 
vom 04.05.2022 XI R 
29/21 (XI R 7/19) 
 
04. Mai 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210098/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 AStG bei gewinnmindernder 
Ausbuchung einer unbesichert im Konzern begebenen Darlehensforderung 
Im Anschluss an die Zurückverweisung durch das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) hatte der Bundesfinanzhof (BFH) erneut über die Einkünftekorrektur 
nach § 1 Abs. 1 AStG bei gewinnmindernder Ausbuchung einer unbesichert im 
Konzern begebenen Darlehensforderung zu entscheiden. 
Hintergrund 
Werden Einkünfte eines Steuerpflichtigen aus Geschäftsbeziehungen mit einer 
ihm nahestehenden Person dadurch gemindert, dass er im Rahmen solcher 
Geschäftsbeziehungen zum Ausland Bedingungen vereinbart, die von denen 
abweichen, die voneinander unabhängige Dritte unter gleichen oder ähnlichen 
Verhältnissen vereinbart hätten, sind seine Einkünfte unbeschadet anderer 
Vorschriften gemäß § 1 Abs. 1 Außensteuergesetz (AStG) so anzusetzen, wie sie 
unter den zwischen unabhängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen 
wären. 
Geschäftsbeziehung in diesem Sinne ist gemäß § 1 Abs. 4 AStG jede den 
Einkünften zugrundeliegende schuldrechtliche Beziehung, die keine 
gesellschaftsvertragliche Vereinbarung ist und entweder beim Steuerpflichtigen 
oder bei der nahestehenden Person Teil einer Tätigkeit ist, auf die die §§ 13, 15, 
18 oder 21 des Einkommensteuergesetzes anzuwenden sind oder im Fall eines 
ausländischen Nahestehenden anzuwenden wären, wenn die Tätigkeit im Inland 
vorgenommen würde. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit einer Einkünftekorrektur nach § 1 
des Gesetzes über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen (AStG) i.d.F. des 
Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen vom 
16. Mai 2003 (BGBl I 2003, 660, BStBl I 2003, 321) im Hinblick auf die 
Teilwertabschreibung eines unbesicherten Darlehens (Schuld aus einem 
Verrechnungskonto). 
Die Klägerin, eine GmbH mit Sitz im Inland, ist Alleingesellschafterin und zugleich 
Organträgerin der A GmbH mit ebenfalls inländischem Sitz. Letztere war zu 99,98 
% an der B N.V., einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in Belgien, beteiligt. Die 
restlichen Anteile an der B N.V. hielt die Klägerin selbst. 
Die A GmbH führte für die B N.V. ein Verrechnungskonto (Zinsstaffelmethode), 
das ab dem 01.01.2004 mit 6 % p.a. verzinst wurde. Eine Besicherung wurde 
nicht vereinbart. Im Streitjahr (2005) belief sich die Verzinsung eines der Klägerin 
von einer Bank gewährten Betriebsmittelkredits auf 3,14 %. 
Am 30. September 2005 schlossen die A GmbH und die B N.V. einen Vertrag 
über einen Forderungsverzicht gegen Besserungsschein. Der Betrag entsprach 
dem nach Ansicht der Vertragsbeteiligten wertlosen Teil der gegen die B N.V. 
gerichteten Forderungen aus dem Verrechnungskonto. Er wurde zwar in der 
Bilanz der A GmbH gewinnmindernd ausgebucht, das Finanzamt hat jedoch die 
Gewinnminderung mit Rücksicht auf die fehlende Forderungsbesicherung nach § 
1 Abs. 1 AStG durch eine außerbilanzielle Hinzurechnung neutralisiert. 
Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg. 
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Der BFH hat aufgrund mündlicher Verhandlung am 27. Februar 2019 die Revision 
des Finanzamtes als begründet angesehen, das angefochtene Urteil aufgehoben 
und die Klage abgewiesen (BFH, Urteil vom 27. Februar 2019, I R 73/16, siehe 
unseren Blogbeitrag). Mit Beschluss vom 04. März 2021, 2 BvR 1161/19 hat das 
BVerfG der Verfassungsbeschwerde gegen das Urteil stattgegeben, das 
Senatsurteil aufgehoben und die Sache an den BFH zurückverwiesen (siehe 
unseren Blogbeitrag). Der Rechtsstreit hat das neue Az. I R 15/21 erhalten. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Die bisherigen Feststellungen des Finanzgerichts zur Anwendbarkeit der 
Regelung des § 1 AStG auf den Streitfall im Hinblick auf die Teilwertabschreibung 
des unbesicherten Darlehens (Schuld aus einem Verrechnungskonto) reichen für 
eine abschließende Entscheidung durch den BFH nicht aus. 
Die Abgrenzung zwischen betrieblich veranlassten Darlehen und durch das 
Gesellschaftsverhältnis veranlassten Einlagen ist anhand der Gesamtheit der 
objektiven Verhältnisse vorzunehmen. Einzelnen Kriterien des Fremdvergleichs 
ist dabei nicht die Qualität unverzichtbarer Tatbestandsvoraussetzungen 
beizumessen (Bestätigung der Rechtsprechung: BFH, Urteil vom 29. Oktober 
1997, I R 24/97, unter II.2.). 
Die fehlende Darlehensbesicherung gehört zu den "Bedingungen" i. S. des § 1 
Abs. 1 AStG, die im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zur Fremdunüblichkeit der 
Geschäftsbeziehung führen kann; Gleiches gilt für Art. 9 Abs. 1 OECD MustAbk 
(hier: Art. 9 DBA Belgien 1967) (Bestätigung der Rechtsprechung). 
Ob ein unbesichertes Konzerndarlehen im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 
aller Umstände des Einzelfalls fremdvergleichskonform ist, hängt davon ab, ob 
auch ein fremder Dritter - ggf. unter Berücksichtigung möglicher 
Risikokompensationen - das Darlehen unter gleichen Bedingungen ausgereicht 
hätte (Bestätigung der Rechtsprechung). 
Wäre ein unbesichertes Konzerndarlehen nur mit einem höheren als dem 
tatsächlich vereinbarten Zinssatz fremdüblich, hat eine Einkünftekorrektur 
vorrangig in Höhe dieser Differenz zu erfolgen (Bestätigung der Rechtsprechung). 
Im Rahmen von Feststellungen zum Fremdvergleich ist die Ausreichung 
unbesicherter Darlehen durch fremde Dritte an die Konzernobergesellschaft nicht 
geeignet, die Würdigung des einer (Tochter-)Gesellschaft eingeräumten 
Darlehens am Maßstab einer fremdüblichen Kreditgewährung zu ersetzen 
(Bestätigung der Rechtsprechung). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 13. Januar 2022 (I R 15/21), veröffentlicht am 23. Juni 2022. 
 
§ 14 Abs. 3 Satz 1 KStG umfasst keine außerorganschaftlichen 
Mehrabführungen 
Das Tatbestandsmerkmal "vororganschaftlich" in § 14 Abs. 3 Satz 1 KStG ist nur 
in zeitlicher, nicht auch in sachlicher Hinsicht zu verstehen; außerorganschaftlich 
verursachte Mehrabführungen in organschaftlicher Zeit sind nicht erfasst 
(entgegen Rz Org.33 des sog. Umwandlungssteuererlasses 2011, BMF-

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228438/update-bundesfinanzhof-aendert-seine-rechtsprechung-zur-dba-sperrwirkung/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228385/bverfg-niederlassungsfreiheit-beschraenkende-einkuenftekorrektur-nicht-ohne-vorherige-vorlage-an-eugh/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210100/
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Schreiben vom 11.11.2011, BStBl I 2011, 1314). Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Im Streitfall wurden zwei Tochtergesellschaften im Weg einer 
Aufwärtsverschmelzung auf ihre Mutter (eine Organgesellschaft) verschmolzen. 
Während die beiden Tochtergesellschaften beantragten, die bei der 
Verschmelzung übergehenden Wirtschaftsgüter in ihrer steuerlichen 
Schlussbilanz gemäß § 11 Abs. 2 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) mit dem 
Buchwert anzusetzen, kam es in der Handelsbilanz zur Aufdeckung der stillen 
Reserven. 
Die sich aus der Differenz zwischen dem handelsbilanziellen und dem 
steuerbilanziellen Ansatz ergebende Mehrabführung behandelte die Klägerin (die 
Organträgerin) als organschaftlich im Sinne von § 14 Abs. 4 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) und bildete in ihrer Steuerbilanz einen 
besonderen passiven Ausgleichsposten in gleicher Höhe (§ 14 Abs. 4 Satz 1 
KStG). Bei der Organgesellschaft wurde das Einlagekonto entsprechend 
gemindert (§ 27 Abs. 6 KStG). 
Das Finanzamt vertrat jedoch die Auffassung, dass es sich bei der 
Mehrabführung nach Rn. Org 33 des BMF-Schreibens vom 11. November 2011 
(Umwandlungssteuererlass 2011) um außer- bzw. vororganschaftlich verursachte 
Mehrabführungen handele, die als Gewinnausschüttungen an den Organträger zu 
behandeln seien, § 14 Abs. 3 S. 1 KStG. 
Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte Erfolg 
(siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass es sich bei der 
vorgenannten Mehrabführung nicht um eine vororganschaftliche Mehrabführung 
i.S. des § 14 Abs. 3 Satz 1 KStG, sondern um eine organschaftliche 
Mehrabführung i.S. des § 14 Abs. 4 Satz 1 KStG handelt. 
Eine vororganschaftliche Mehrabführung i.S. von § 14 Abs. 3 Satz 1 KStG liegt 
vor, wenn die Mehrabführung "ihre Ursache in vororganschaftlicher Zeit" hat. Der 
Gesetzeswortlaut spricht insoweit eindeutig für ein rein zeitliches Verständnis, 
denn der Passus "Ursache in vororganschaftlicher Zeit" kann sprachlich und in 
seinem Kontext nur so verstanden werden, dass die Ursache der Mehrabführung 
zeitlich vor dem Wirksamwerden der Organschaft liegen muss. 
Der Gesetzeswortlaut lässt eine Auslegung, wonach "vororganschaftlich 
verursacht" i. S. von "außerhalb des konkreten Organschaftsverhältnisses 
verursacht" auszulegen ist, nicht zu. 
Hinsichtlich des Zeitpunkts der Ursache der Mehrabführung ist dabei mit dem 
Finanzgericht auf den Zeitpunkt abzustellen, in dem das Ereignis eintritt, auf dem 
der Unterschied zwischen der handelsrechtlichen Gewinnabführung und der 
Vermögensmehrung in der Steuerbilanz beruht. Der Geschäftsvorfall, auf den die 
Differenz zwischen handelsbilanziellem Jahresüberschuss und 
Steuerbilanzgewinn zurückgeht, muss demnach erstmalig in einer Handels- bzw. 
Steuerbilanz vor Wirksamwerden des Ergebnisabführungsvertrags zu bilanzieren 
gewesen sein. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227699/zur-steuerlichen-beurteilung-sog.-ausserorganschaftlicher-mehrabfuehrungen/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Für die vorgenannte Auslegung spricht auch der Zweck des § 14 Abs. 3 Satz 1 
KStG, Gewinne, die bei der Organgesellschaft bereits vor Begründung des 
Organschaftsverhältnisses besteuert wurden, handelsrechtlich aber erst nach der 
Begründung des Organschaftsverhältnisses entstehen und an den Organträger 
abgeführt werden, der Dividendenbesteuerung beim Organträger zuzuführen. 
Es liegt auch keine Regelungslücke vor, die im Wege richterlicher 
Rechtsfortbildung zu schließen wäre. § 14 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 KStG 
differenzieren Mehrabführungen allein danach, ob sie "in vororganschaftlicher 
Zeit" oder "in organschaftlicher Zeit" verursacht sind. Nach dieser Systematik wird 
ausnahmslos jede Mehrabführung von einer der beiden Bestimmungen erfasst 
und ist eine eigene Kategorie von "außerorganschaftlich" verursachten 
Mehrabführungen weder im Gesetz angelegt noch erforderlich. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Februar 2022 (I R 51/19), veröffentlicht am 23. Juni 2022. 

 
 
 

 
 
 
 

 

Business Meldungen 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 28. Juni 
2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
 
 

Terminplaner 
  
Best Practice Lösungen GTC 
Webinar, 28.07. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/WebinarReihe-GTC
https://www.pwc-events.com/WebinarReihe-GTC
https://www.pwc-events.com/WebinarReihe-GTC
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210099/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232581/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-28.-juni-2022/?download=230445
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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